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DAS FORSCHUNGSVORHABEN „DIE JUSTIZ IM DRITTEN REICH" 

Immer wieder im Laufe der letzten Jahre ist die deutsche Justiz während des 

nationalsozialistischen Regimes in den Blickpunkt der Öffentlichkeit gerückt. Dabei 

sind über die Justiz jener Epoche mehr oder weniger Allgemeinurteile gefällt 

worden, die erkennen lassen, daß es noch weithin an einem ausreichenden Sach­

wissen über Struktur, Funktion und Probleme der Justiz unter der national­

sozialistischen Diktatur fehlt. 

Es wird daher von Interesse sein, daß es dem Institut für Zeitgeschichte in 

München gelungen ist, eine Reihe von Fachjuristen für ein gemeinsames Forschungs­

vorhaben über „Die Justiz im Drit ten Reich" zu gewinnen. Die Arbeiten haben in­

zwischen begonnen. Sie sollen zu einer historischen und rechtssystematischen Unter­

suchung der gesamten Wirkungsweise der Rechtsprechung im damaligen Deutsch­

land gelangen. Das wissenschaftliche Unternehmen wird vom ehemaligen Präsi­

denten des Bundesgerichtshofes Dr. Hermann Weinkauff geleitet und von der Deut­

schen Forschungsgemeinschaft finanziell unterstützt. Dem Projekt steht ein beraten­

des Gremium zur Seite, dem der bisherige Staatssekretär im Bundesjustizministe­

r ium Dr. Walter Strauß (Bonn), Prof. Dr. Erich Kaufmann (Heidelberg) und Prof. 

Dr. Ernst Fraenkel (Berlin) angehören. Das Ergebnis der Untersuchung soll in der 

vom Institut für Zeitgeschichte herausgegebenen Reihe „Quellen und Darstellun­

gen zur Zeitgeschichte" veröffentlicht werden. Da es sich hier u m ein wissenschaft­

lich-historisches Unternehmen handelt, hegt seine Aufgabe nicht primär darin, 

das Verhalten einzelner in der Justiz handelnder Personen zu untersuchen, zu be­

urteilen oder gar zu verurteilen. Die einzelnen handelnden Personen sind vielmehr 

nur insofern interessant, als sie die typische Lage der Justiz im Dritten Reich und 

dabei mögliche Alternativen des Verhaltens charakterisieren. Das vordringliche 

Ziel der Untersuchung ist es, die Justiz als Institution, ihre innere Organisation, die 

ihr im Drit ten Reich zugedachte Aufgabe und das daraus sich ergebende problema­

tische Verhältnis zu den Rechtsvorstellungen und Handlungen der nationalsoziali­

stischen Machthaber darzustellen. Wenn der Schwerpunkt der Forschungsarbeit 

auf dem Sachlich-Institutionellen liegt, so ist das auch schon dadurch bedingt, daß 

ihr Personalakten fast nicht zugänglich sind. Freilich wird es notwendig sein, u m 

zu einem historischen Gesamtverständnis zu kommen, wenigstens den persönlichen 

Ausschlag von Leuten in führender Position in der Justiz im Dritten Reich zu 

schildern, etwa des Reichsjustizministers Gürtner, seines Nachfolgers Thierack, 

die Rolle Hans Franks, Freislers und anderer. 

Ausgangspunkt der ganzen Untersuchung ist das Problem, inwieweit die über­

kommene äußere Organisation der Justiz, insbesondere die Stellung des Richters im 

Volksganzen und die Tradition der juristischen Ausbildung den deutschen Juristen 
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gegen den Einbruch des Nationalsozialismus zu wappnen vermochten oder nicht. 

Hier werden vor allem die einseitige Ausrichtung auf den Rechtspositivismus zu 

bedenken und ihre Folgen zu untersuchen sein. Letztere lagen bekanntlich vor allem 

darin, daß Gesetz und Recht weithin gleichgestellt wurden und sich dadurch der 

Blick trübte für die Tatsache, daß Unrecht auch im Gewande des vom Staat gesetz­

ten Rechts auftreten kann. Eng damit hängt zusammen, daß z. B. ein naturrecht­

lich begründetes Widerstandsrecht dem Denken der positivistisch ausgerichteten 

deutschen Juristen völlig fremd war. Die Erforschung der tatsächlichen Wirksam­

keit der Gerichte im Drit ten Reich wird allerdings auch zu berücksichtigen haben, 

daß dieses rechtspositivistische Denken nicht nur verhängnisvolle, sondern durchaus 

ambivalente Folgen hat te : zwar half es auf der einen Seite, Unrecht in gesetzliche 

Formen zu kleiden, andererseits bildete es aber doch auch einen D a m m gegen gesetz­

loses Unrecht. Insofern vermochte das Wirken der Justiz tatsächlich oft Schlimmeres 

zu verhüten. Der Rechtspositivismus war — anders ausgedrückt — vielfach das ein­

zige, hinter dem sich der Widerstand der Justiz gegen nationalsozialistisches Unrecht 

zeitweise erfolgreich verschanzen konnte. Dabei kam ihr zu Hilfe, daß auch die 

nationalsozialistischen Machthaber nicht lediglich durch Willkürakte unter Nicht­

beachtung erlassener Normen regieren konnten, da eine moderne Staats-, Sozial-

und Wirtschaftsordnung eines gewissen Maßes von Berechenbarkeit und Voraus-

sehbarkeit staatlichen Handelns bedarf, wenn sie nicht in Anarchie versinken soll. 

Solange sich das normale bürgerliche Leben im Bereich des Wirtschaftlichen und 

Sozialen im Einklang mit vorhandenen oder neu erlassenen Rechtsnormen abspielte, 

gelang es auch wiederum den Machthabern, weiten Bevölkerungskreisen die Gefahr 

zu verbergen, die aus der Suspendierung des Rechts gegenüber sogenannten Staats­

feinden erwachsen konnte. Die Justiz jedenfalls geriet dadurch in die Situation, daß 

ihr Wirkungsbereich nicht verfassungsmäßig garantiert, sondern nur innerhalb 

wechselnder und willkürlich festgelegter Grenzen zugelassen war, — ohne daß auch 

in diesem Bereich dem Recht nach dem Willen der Machthaber eine andere Auf­

gabe zukommen sollte als die einer rein technischen Ordnungsfunktion. 

Die geplante Untersuchung wird im einzelnen die verschiedenen Mittel und Wege 

darzustellen haben, durch die der Nationalsozialismus auf die deutsche Justiz ein­

wirkte. Diese Einwirkung erfolgte einmal durch die Aufstellung allgemeiner Leit­

gedanken zu Recht und Gericht - wie etwa dem Gedanken vom „gesunden Volks­

empfinden " - , die der Richter der Auslegung der Gesetze und seinen Entscheidun­

gen zugrunde legen sollte. Sie geschah ferner durch Einflußnahme der Publizistik 

und anderer, nicht zur Justiz gehörender Staats- und Parteistellen auf die Recht­

sprechung, bis hin zu zahlreichen direkten Eingriffen Hitlers. Auch die Justizver­

waltung selbst wirkte auf Drängen von Parteiseite her auf die Arbeit der Gerichte 

ein. Die in den ersten Jahren nach der Machtergreifung durchgeführte „Verreich-

lichung" der Justiz, d. h. die Überleitung der Justizhoheit von den einzelnen deut­

schen Ländern auf das Reich, erleichterte ihr dabei ein zentrales Vorgehen. Ein wich­

tiger Gegenstand der Untersuchung in diesem Bereich sind die zahlreichen Ände­

rungen der Gerichtsverfassung, die die Unabhängigkeit des Richters beseitigten und 
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durch Personal- und Versetzungspolitik eine Lenkung der Justiz ermöglichten. Ge­

rade bei der Ernennung und Beförderung der Richter und Justizbeamten waren die 

Parteiorgane, wie der Stellvertreter des Führers (später die Parteikanzlei unter 

Bormann) und die Gauleiter maßgebend eingeschaltet. Wichtig wurden ferner die 

Änderungen der Verfahrensordnungen - etwa die Einführung des außerordent­

lichen Einspruchs und der Nichtigkeitsbeschwerde - die eine Aufhebung rechts­

kräftiger Urteile zuließen. Die Behandlung von Einrichtungen wie der „Vorschau" 

und „Nachschau", d. h. der Vorbesprechung wichtiger Entscheidungen durch den 

zuständigen Vorsitzenden des erkennenden Gerichts mit seinen Dienstvorgesetzten 

und der entsprechenden Berichterstattung nach dem Urteilsspruch, wird dabei zei­

gen, wie wenig Spielraum dem einzelnen Richter in diesen Fällen praktisch für 

seine Entscheidung gelassen wurde und wieweit die richterliche Entscheidungs­

freiheit durch verwaltungsmäßigen Eingriff eingeengt wurde. Alle diese Maß­

nahmen wiederum müssen im Licht der Tatsache betrachtet werden, daß sie der 

von der Gestapo geübten sogenannten „Korrektur von ungenügenden Justiz­

urteilen durch polizeiliche Sonderbehandlung" vorbeugen sollten, d. h. der Ver­

haftung von Freigesprochenen oder von Verurteilten nach Verbüßung ihrer Haft­

strafe zum Zwecke der Unterbringung in einem Konzentrationslager. Für die 

Beurteilung der Justiz ist nämlich gerade d ie Tatsache von zentraler Bedeutung, 

daß das nationalsozialistische Regime neben der Justiz den Behördenapparat der 

Geheimen Staatspolizei aufgebaut hatte, der ohne das Vorliegen gesetzlich fest­

gelegter Voraussetzungen in Leben, Freiheit und Eigentum des Bürgers eingreifen 

konnte, - und zwar durch Handlungen, die jeglicher Nachprüfung durch ordent­

liche oder Verwaltungsgerichte entzogen waren. Die Existenz dieses außerhalb der 

Justiz wirkenden Verfolgungsinstruments, das zu politischen Gegnern erklärte 

Staatsbürger durch seine eigenen Methoden unschädlich machte, erklärt manches 

auf hohe Freiheitsstrafen erkennendes Gerichtsurteil: Richter haben verschiedent­

lich Angeklagte, auf denen das Auge der Gestapo ruhte, in die der Justiz unter­

stehenden Strafanstalten geschickt, u m sie vor dem sonst unvermeidlichen Schick­

sal einer Konzentrationslagerhaft zu retten, die oft genug dem Vollzug der Todes­

strafe gleichkam. 

Eine wesentliche Einwirkung auf die Justiz erfolgte auf dem Wege über die 

Gesetzgebung durch die Einführung neuen Rechts nationalsozialistischer Prägung, 

das teilweise — wie z. B. bei der Judengesetzgebung — schlechthin Unrechtscharakter 

aufwies. Eine Übersicht über die Änderung des materiellen Rechts in der Zeit von 

1933 bis 1945 auf den Gebieten des Verfassungsrechts, des Verwaltungs- und Be­

amtenrechts, des bürgerlichen Rechts und des Strafrechts soll diesen Sektor der 

Einwirkung beleuchten. Der Übersicht soll eine Auswahl charakteristischer Urteile 

aus allen diesen Rechtsgebieten gegenübergestellt werden, die die verschieden­

artige Reaktion der Rechtsprechung auf das neue Recht und die genannten Len­

kungsmaßnahmen, auch die eigenen Methoden zeigt, deren sie sich gelegentlich 

bediente, u m den nationalsozialistischen Forderungen auszuweichen. Dazu gehörte 

z. B. die Praktik, auf Grund echter richterlicher Überzeugung gefällte Urteile —die 
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den Machthabern zwangsläufig als zu milde erscheinen mußten - in national­

sozialistische Phrasen und Scheingründe zu kleiden. Die Untersuchung soll zugleich 

allgemein etwas über die Haltung der Justiz gegenüber den Einwirkungen des 

Nationalsozialismus aussagen. Es ist zu hoffen, daß diese Arbeit daher zur Klärung 

der bisher meist mit allgemeinen Werturteilen begegneten Frage der Bewährung 

oder des Versagens des Richterstandes im Drit ten Reich durch die Feststellung bei­

zutragen vermag, welche objektiven Chancen dem nicht-nationalsozialistischen Rich­

ter geblieben waren, seiner wahren Überzeugung von Recht und Gerechtigkeit 

durch seine Entscheidungen Ausdruck zu verleihen. 

Neben der gesonderten Behandlung der Wehrmachtjustiz wird ein eigener Ab­

schnitt der Forschungsarbeit der Organisation und Rechtsprechung des Volksgerichts­

hofes und dem von ihm anzuwendenden materiellen Recht gewidmet sein. Die Ent­

wicklung dieses Gerichtshofes zu einem Terrorinstrument, das jede vom National­

sozialismus abweichende Gesinnung ausrotten sollte, wird an Hand bestimmter Er­

scheinungen nachzuweisen sein: etwa an der überdehnten Auslegung der Hoch­

verratsbestimmungen oder der unbegrenzten Anwendung des Wehrkraftzerset­

zungs-Paragraphen, die jede oppositionelle Äußerung — auch wenn sie in privatem 

Kreise getan wurde - als todeswürdiges Verbrechen ahndete. Ein weiterer Beitrag 

wird sich mit dem Verhalten der politischen Leitung der Justiz, d. h. der führenden 

Männer im Reichsjustizministerium, gegenüber den Forderungen Hitlers, der Partei 

und der SS befassen. Hier soll beleuchtet werden, wieweit so unterschiedliche Cha­

raktere wie Gürtner, Schlegelberger oder Thierack den Bestrebungen der justiz­

feindlichen Kräfte Widerstand leisteten, ihnen nachgaben oder sie förderten. Wie 

standen diese an der Spitze der Justiz stehenden Männer zu den beiden Haupt­

tendenzen der Machthaber, einmal die Justiz zu einem gefügigen Werkzeug zu 

machen, ihr zum anderen Zuständigkeiten auf Gebieten mit politischem Einschlag -

wie z. B. im Bereich der Strafverfolgung - überhaupt zu entziehen und diese Kom­

petenzen der mit der SS verschmolzenen Polizei und Gestapo zu übergeben? Wie­

weit gaben sie hier der einen Tendenz unter Bruch rechtsstaatlicher Prinzipien und 

Traditionen auf dem Wege zum Unrecht nach, nur u m der anderen Tendenz zu 

wehren und eine Sache in der Zuständigkeit der Justiz zu halten und vor weiterem 

Abgleiten in den reinen Willkür- und Polizeistaat zu bewahren? Wieweit aber waren 

diese Rückzugsgefechte, dieses Verteidigen von Zuständigkeiten und Positionen 

unter Nachgeben in der Sache nicht mehr Kampf u m das Recht, als vielmehr Han­

deln, u m „Schlimmeres zu verhüten", oder gar bloßer Ressortegoismus? Auch auf 

diese Fragen eine Antwort zu finden, hat sich das Forschungsvorhaben zum Ziel 

gesetzt. 

An Quellenmaterial stehen dem Forschungsprojekt neben gedrucktem Material 

aus der nationalsozialistischen Zeit, das juristische und rechtspolitische Monogra­

phien, amtliche Veröffentlichungen und Fachzeitschriften umfaßt, vor allem die 

Dokumente der Nürnberger Prozesse einschließlich des sogenannten Juristenpro­

zesses zur Verfügung. Besonders wertvolle Unterstützung erfuhr das Vorhaben sei­

tens des Bundesjustizministeriums, das die General- und Geheimaktenbestände des 
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ehemaligen Preußischen und Reichsjustizministeriums - mit Ausnahme der Per­

sonalakten - für diesen Zweck zur wissenschaftlichen Auswertung freigab. Ferner 

sind im Archiv des Bundesjustizministeriums noch Urteile des Volksgerichtshofes 

und verschiedener Sondergerichte zugänglich. Das Document Center Berlin ver­

wahrt die Handaktensammlung des Oberreichsanwalts beim Volksgerichtshof, die 

Vorgänge aus etwa 15 000 Verfahren enthält, sowohl solcher, die vom Volksgerichts­

hof selbst abgeurteilt wurden, als auch solcher, die von der Reichsanwaltschaft ein­

gestellt oder an die Generalstaatsanwälte abgegeben wurden. I m Document Center 

befinden sich außerdem Splitterbestände von Akten des Nationalsozialistischen Deut­

schen Rechtswahrerbundes und der Akademie für Deutsches Recht. Weiteres wert­

volles Material steht dem Forschungsprojekt in den Beständen des Bundesarchivs 

in Koblenz zur Verfügung, darunter das erst im November 1960 auf dem Gelände 

des ehemaligen Volksgerichtshofes in Berlin gefundene Aktenmaterial. Unterlagen 

der früheren Kriegsgerichte werden in der Abteilung Zentralnachweisstelle des 

Bundesarchivs in Kornelimünster bei Aachen verwahrt. Die Bitte an die Justiz­

ministerien und Justizsenatoren der deutschen Bundesländer und an die Anwalts­

organisationen, das Vorhaben mit noch vorhandenem Aktenmaterial zu unter­

stützen, hat bisher nicht allzu großen Erfolg gehabt. Es ist beabsichtigt, die aus den 

schriftlichen Quellen erarbeiteten Ergebnisse durch Ermitt lung und Befragung von 

Auskunftspersonen zu ergänzen und abzurunden, die über persönliche Erlebnisse 

und Erfahrungen in der nationalsozialistischen Justiz berichten können. 

Das Forschungsvorhaben „Die Justiz im Dritten Reich" will helfen, eine Lücke 

in der zeitgeschichtlichen Erforschung des Nationalsozialismus zu schließen, der 

bisher vom Aspekt der Justiz her nur ungenügend durchleuchtet worden ist. Es 

will aus der Untersuchung der damaligen Entwicklung zugleich auch Lehren und 

Folgerungen ziehen und den Blick für die Vorgänge beim Einbruch des Unrechts-

staates in den Rechtsstaat schärfen, der durchaus weite Gebiete der Justiz zunächst 

unberührt und normal weiterfunktionieren lassen kann. Ziel des Forschungsvor­

habens ist es nicht zuletzt, der Öffentlichkeit allgemein die Probleme einer geord­

neten Justiz nahezubringen und den Sinn für rechtsstaatliche Gedanken und Prin­

zipien zu wecken, u m damit einer Wiederholung des Geschehenen vorzubeugen. 
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